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1 Einführung

1.1 Problemstellung

Die Nachbarländer Deutschland und die Niederlande versuchen mittels un-
terschiedlicher Regelungen zum Aufsichtsrat eine gute Führung und Füh-
rungskontrolle (Corporate Governance)1 ihrer Aktiengesellschaften zu ge-
währleisten. Ziel beider Länder ist es, dieWettbewerbslage derGesellschaf-
ten auf dem Kapitalmarkt zu verbessern. Um diese Zielsetzung zu verwirk-
lichen, müssen die Regelungen tatsächlich eine Verbesserung der Führung
und Führungskontrolle bewirken.

In dieser Arbeit wird analysiert, welche Anreizwirkungen von den Re-
gelungen zum Aufsichtsrat des deutschen und des niederländischen Rechts
sowie von einer alternativen rechtlichen Regelung ausgehen (positive kom-
parativeAnalyse).Darauf aufbauendwird untersucht,welcheRegelungvor-
zugswürdig ist (normative Analyse).2

1.2 Abgrenzung des Analysegegenstandes

Gegenstand der Analyse sind die Regelungen zum Aufsichtsrat bezüglich
Arbeitnehmermitbestimmung und Mitgliedschaft ehemaliger Vorstands-
mitglieder.

In Bezug auf die Regelungen zur Mitbestimmung konzentriert sich die
Arbeit auf international tätige börsennotierte Aktiengesellschaften, die dem
deutschenMitbestimmungsgesetz 1976 oder der niederländischen Struktur-

1 Der Begriff „Corporate Governance“ und das ursprüngliche Konzept stammen
von Williamson (1985/1990, Kap. 10, S. 265–298 – vgl. Kirchner, zfbf-
Sonderheft 2002, S. 95, Fn. 1). Mit der englischen Originalfassung (Willi-
amson 1985, Kap. 12, S. 298–325) größtenteils identisch ist der gleichnamige
Aufsatz in Yale L.J. 1984, S. 1197–1230.

2 Vgl. zum Unterschied zwischen positiver und normativer Analyse Pies 1993,
S. VIII-IX, 119 f.; Homann / Suchanek 2005, S. 24–26. Zur Bedeutung
dieser konsequentialistischen Betrachtungsweise rechtlicher Regelungen für
die Rechtswissenschaft siehe Kirchner 1997, S. 29–31; Eidenmðller
1995/2005, S. 1–3. Umfassend zur Folgenorientierung in der Rechtsanwen-
dung ist Deckert 1995.
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regelung unterliegen.3 „Strukturregelung“ bedeutet, dass die Struktur der
Gesellschaft den Arbeitnehmern ermöglicht, ihre Interessen zu wahren.4

Die Strukturregelung wurde 1971 eingeführt und 2004 grundlegend überar-
beitet. Die Änderung des Gesetzes hatte nicht zur Folge, dass Aktiengesell-
schaften das Mitbestimmungsregime zwangsläufig wechseln mussten. Ih-
nen und auch neu gegründeten Gesellschaften stand und steht die Möglich-
keit offen, sich für das alte Regime zu entscheiden.5 Drei Gründe sprechen
dafür, beideModelle zu analysieren. Erstenswird tatsächlich von dieserOp-
tion Gebrauch gemacht, wodurch nicht nur die Erkenntnisse zum neuen,
sondern auch jene zum alten Recht praxisrelevant sind. Zweitens sind so-
wohl das alte als auch das neue Mitbestimmungsmodell weltweit einzigar-
tig. Drittens können die empirischen Erkenntnisse zum alten Recht wertvol-
le Informationen über dieWirkungen des neuen Rechts liefern, da Letzteres
Elemente seinesVorgängers enthält. ZurUnterscheidung der beidenModel-
le ist im Folgenden von der „Strukturregelung 1971“ bzw. der „Strukturre-
gelung 2004“ die Rede.6

In Bezug auf die Regelungen zur Mitgliedschaft ehemaliger Vorstands-
mitglieder befasst sich die Arbeit mit börsennotierten Aktiengesellschaften
deutschen und niederländischen Rechts, unabhängig davon, ob sie einer
Mitbestimmungsregelung unterliegen.

3 Eine umfassende Untersuchung des deutschen Mitbestimmungsrechts er-
scheint entbehrlich, da die Literatur diesbezüglich bereits außerordentlich
umfangreich ist. Die Analyse erfolgt daher in knapper Form und hat vor allem
den Zweck, eine Vergleichsbasis zu schaffen. Aus dem Kontext geht hervor,
welche Erkenntnisse auf die Mitbestimmungsmodelle des MontanMitbestG
1951 und des DrittelbG 2004 übertragbar sind.

4 Da die Strukturregelung kein eigenständiges Gesetz, sondern Teil des nie-
derländischen Bürgerlichen Gesetzbuches ist, wird anstelle von „Strukturge-
setz“ von „Strukturregelung“ gesprochen.

5 Ein wichtiger Teil der Strukturregelung 2004 ist dispositives Recht. Nahezu
alle Bestimmungen der Strukturregelung 1971 zur Bestellung und Zusam-
mensetzung des Aufsichtsrats können aufgrund einer Vereinbarung zwischen
Hauptversammlung, Aufsichtsrat und Betriebsrat weiterhin angewendet
werden. Näheres zur Öffnung der Gesetzesbestimmungen für Vereinba-
rungslösungen: Abschnitte 5.5.2.3 (Regelung) und 5.5.3.6 (Funktionsweise).

6 Die Strukturregelung 1971 war bereits Gegenstand der Dissertation „Mitbe-
stimmung durch Kooptation“ von Geck (Frankfurt am Main, 1996). Über-
schneidungen werden vermieden.
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1.3 Zielsetzung

Die deutschen und die niederländischen Regelungen zum Aufsichtsrat be-
züglich Arbeitnehmermitbestimmung und Mitgliedschaft ehemaliger Vor-
standsmitglieder unterscheiden sich in Theorie und Praxis wesentlich von-
einander.7 Die rechtlichen Rahmenbedingungen und das soziale Umfeld
hingegen zeigen große Ähnlichkeit.8 Daher bieten die Länder einander
ein großes Lernpotenzial. Zielsetzung der Arbeit ist es, die legislative und
judikative Rechtsfortbildung in beiden Rechtsordnungen zu unterstützen.9

Es wird untersucht, welche rechtspolitischen Schritte geeignet sind, um
Funktionsdefizite zu eliminieren. Aufgrund der weltweit ähnlichen Grund-
struktur von Aktiengesellschaften10 können die Erkenntnisse auch anderen
Rechtsordnungen nützlich sein.11

1.4 Methodischer Ansatz

Die Regelungen zum Aufsichtsrat sind Forschungsobjekt mehrerer Diszi-
plinen. Sie betreffen zunächst dieUnternehmensorganisation und sind somit
Gegenstand der Betriebswirtschaftslehre. Da sie eine Vielzahl von Aktien-

7 Außerdem finden sie jeweils viel Beachtung in der rechtspolitischen Diskus-
sion.

8 Vgl. zur Bedeutung der rechtlichen Rahmenbedingungen und des sozialen
Umfelds bei der Rechtsvergleichung Zweigert / Kçtz 1996, S. 16 m. w.
Nachw.

9 Eine Übersicht ausländischer Einflüsse auf das deutsche Aktienrecht als Folge
der Rechtsvergleichung gibt Fleischer, NZG 2004, S. 1129–1137.

10 Die gemeinsame Struktur der Kapitalgesellschaften moderner arbeitsteiliger
Volkswirtschaften wird dargestellt in Kraakman / Davies / Hansmann /
Hertig / Hopt / Kanda / Rock, The Anatomy of Corporate Law, 2004. Ein
Element dieser Struktur ist die Verwaltung im Rahmen eines Ratssystems
(„delegated management with a board structure“, Hansmann / Kraakman
2004a, S. 11–13), in der sich – auf unterschiedliche Weise – eine funktionale
Trennung zwischen Führung und Führungskontrolle immer mehr durchsetzt
(vgl. Hansmann / Kraakman 2004c, S. 38–41; siehe zu dieser Entwicklung
in den USA bereits Windbichler, ZGR 1985, S. 51–65; Kraakman 1996,
S. 129–136). „The Anatomy of Corporate Law“ wird besprochen von
Windbichler, FS Röhricht, 2005, S. 693–707; Kulms, J. Corp. Law
Stud. 2005, S. 515–522.

11 Will man die Erkenntnisse dieser Arbeit auf andere Rechtsordnungen über-
tragen, sind die jeweiligen rechtlichen Rahmenbedingungen sowie das soziale
Umfeld zu berücksichtigen.
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gesellschaften steuern, sind sie auch volkswirtschaftlich relevant. Die
Rechtswissenschaft wiederum entwickelt Gestaltungen für zweckgerechte
Regelungen, die die Interessenpositionen der am Unternehmen beteiligten
Akteure ausgleichen sollen.12

Welcher Problemzugangverspricht nun eine fruchtbareUntersuchung?Bei
der Entwicklung einer institutionellen Ausgestaltung (legal structure) des Un-
ternehmens müssen die wirtschaftlichen Auswirkungen berücksichtigt wer-
den.13 Letzteres bedarf des methodischen Fundaments der Organisationsfor-
schung. Eine ausschließlich rechtswissenschaftliche Perspektive ist daher
unzureichend. Eine reinwirtschaftswissenschaftlicheBetrachtung führt ebenso
wenig zuzufriedenstellendenErgebnissen, dadieOrganisationsstruktur (mana-
gement structure) des Unternehmens zahlreichen rechtlichen Regelungen un-
terliegt. Aus den zulässigenGestaltungsalternativen gehen unterschiedliche ju-
ristische Implikationen hervor, die sich auf dieBewertung derAlternativen aus-
wirken.14DieÖkonomikmuss daher den Grundlagen des Unternehmensrechts
Rechnung tragen.15EinemreinwirtschaftswissenschaftlichenAnsatzwürdezu-
dem die Grundlage zur Rechtsfortbildung fehlen.16

Wie dargestellt, überschneiden sich die juristische und die ökonomische
Perspektive bei der Untersuchung von Regelungen zumAufsichtsrat auf Funk-
tionsdefizite ebenso wie bei der Entwicklung von Lösungsansätzen. Daraus
folgt, dass die Problemstellung nur interdisziplinär angegangenwerden kann.17

1.5 Vorgehensweise

Die Arbeit ist wie folgt gegliedert:
Zu Beginn wird allgemein auf den Wettbewerb zwischen Corporate

Governance-Strukturen eingegangen (Kap. 2). Es folgt der theoretische

12 Vgl. Kirchner, AG 1985, S. 89.

13 Vgl. zur Regulierung der Wirtschaft im Allgemeinen Mertens / Kirchner /
Schanze 1982, S. 52.

14 So werden sich die Gründer einer Gesellschaft nicht nur für die Allokations-
effizienz der Organisationsstruktur, sondern auch für die einschlägigen Haf-
tungsnormen interessieren.

15 Vgl. v. Werder 2005a, S. 29–33.
16 Vgl. Bresser / Kirchner, AG 1977, S. 146.

17 Vgl. zu den Vorteilen eines interdisziplinären Ansatzes zwischen Rechts- und
Wirtschaftswissenschaft Kirchner, JNPÖ 1988, S. 199–207. Siehe auch
Hueck / Windbichler 2003, S. 21; Schwintowski, JZ 1998, S. 587 f.
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